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I. Vorgaben des Bundes
Am 1. Januar 2011 ist eine Änderung des Bundesgesetzes über den Schutz der Gewässer (GSchG; SR 814.20) und am 1. Juni 2011 die zugehörige Änderung der Gewässerschutzverordnung (GSchV; SR 814.201) in Kraft getreten. Mit dieser Revision wird unter anderem der Freihaltung des Gewässerraums vermehrt Bedeutung beigemessen.
Nach Art. 36a GSchG legen die Kantone den Gewässerraum unter Berücksichtigung der natürlichen Funktionen der Gewässer, des Hochwasserschutzes und der Gewässernutzung fest. Die Kantone haben dafür zu sorgen, dass der Gewässerraum bei der Richt- und Nutzungsplanung berücksichtigt wird. In der GSchV hat der Bundesrat diesen Grundsatz konkretisiert und Vorschriften zur Festlegung und Nutzung des Gewässerraumes erlassen.

II. Umsetzungskonzept im Kanton Thurgau
Um den Gewässerraum in der Nutzungsplanung festlegen zu können, muss zuerst die erforderliche Breite des Gewässerraumes ermittelt werden. Die rechnerische Festlegung, basierend auf den Vorgaben des Bundes in der GSchV, wurde für alle in der Landeskarte 1:25‘000 (Stand 2010) eingetragenen Gewässer im Frühjahr 2013 vom Kanton ermittelt. Die Gewässerraumbreite wird als Zahl zum jeweiligen Gewässerabschnitt angegeben. Die Angaben erfolgen nicht parzellengenau. Die Genauigkeit liegt im Massstabsbereich eines Übersichtsplans. Dieser Plan dient den Gemeinden als Grundlage für die Nutzungsplanung und als Instrument zur Prüfung von Bau- und Planungsprojekten.
Gemäss der kantonalen Regelung in § 76 des Planungs- und Baugesetzes (PBG; RB 700) haben Bauten und Anlagen entlang der Gewässer fixe Abstände einzuhalten. Die neue Bundesregelung geht von einem anderen Ansatz aus. Der Gewässerraum ist individuell festzulegen, wobei die Art. 41a und 41b GSchV vorschreiben, wie dieser Gewässerraum zu berechnen ist. Bei Fliessgewässern gelten sodann nicht mehr zwingend gleiche Abstände auf beiden Seiten, d.h. das Gewässer muss bei der Festlegung des Gewässerraumes nicht unbedingt in dessen Mitte liegen.
Gemäss den Vorgaben von Art. 36a GSchG sorgen die Kantone dafür, dass der Gewässerraum bei der Richt- und Nutzungsplanung berücksichtigt wird. Die Nutzungsplanung ist im Kanton Thurgau Sache der Gemeinden. Entsprechend ist auch der Gewässerraum im Rahmen der Nutzungsplanung durch die Gemeinden auszuscheiden.

Die raumplanerische Festlegung des Gewässerraumes erfolgt mittels Gewässerraumlinien (Gewässerraumlinienplan). Bei den Gewässerraumlinien handelt es sich um Baulinien im technischen Sinn. Entsprechend wird im revidierten Wasserbaugesetz (WBG; RB 721.1) für das Verfahren zur Festlegung auf die entsprechenden Bestimmungen des PBG verwiesen. Die Nutzung und Bewirtschaftung des Gewässerraumes richtet sich nach Art. 41c GSchV. Davon abweichende kantonale oder kommunale Vorschriften sind unzulässig, weshalb sich das revidierte WBG mit einem entsprechenden Verweis begnügt.
Wo auf die Festlegung des Gewässerraumes verzichtet werden kann, bleiben die Vorschriften des PBG bzw. der dazugehörigen Verordnung (PBV; RB 700.1) über den Gewässerabstand vorbehalten. Im Umkehrschluss bedeutet dies, dass in jenen Fällen, wo der Gewässerraum grundeigentümerverbindlich festgelegt wurde, die Gewässerabstandsvorschriften des PBG bzw. der PBV hinfällig werden. Eine rechtskräftig festgelegte Gewässerraumlinie ersetzt im massgeblichen Abschnitt somit die heute geltenden Gewässerabstandsvorschriften.
Bestehende rechtskräftige Baulinienpläne, die den Gewässerabstand für Bauten und Anlagen regeln, sind auf ihre Übereinstimmung mit den Vorgaben von Art. 41a und 41b GSchV zu überprüfen und unter Umständen anzupassen.

Die Vorschriften des PBG über den Waldabstand sind von der Festlegung des Gewässerraumes grundsätzlich nicht betroffen. Der Abstand von Bauten und Anlagen gegenüber Wald beträgt nach wie vor 25 m, gegenüber Ufergehölzen 15 m (§ 75 Abs. 1 PBG). Der Waldabstand bemisst sich ab der Waldgrenze. Im Baugebiet ist diese Grenze durch die Abgrenzung Wald-Bauzone fixiert. Aus besonderen Gründen kann die Gemeindebehörde in Sondernutzungsplänen andere Abstände vorsehen (§ 75 Abs. 2 PBG). Bei Gewässern mit natürlicher Sohlenbreite über 6 m und schmalen Ufergehölzen können die Baulinien von Gewässerraum und Waldabstand übereinstimmen. Hier ist diese Option im Sinne einer Harmonisierung der Abstandsvorschriften entlang von Gewässern zu prüfen. Dabei gilt es allerdings vor Augen zu halten, dass die Bestimmungen zum Gewässerraum sowie die Waldabstandsvorschriften nicht dieselben Ziele verfolgen. Bei der Angleichung von Gewässerraum und Ufergehölzabstand ist daher stets zu beachten, dass die Walderhaltung nicht beeinträchtigt wird. 

III. Ermittlung der erforderlichen Breite des Gewässerraumes

A. Berechnung des Gewässerraumes bei Fliessgewässern

Die Grundlage für die Berechnung der erforderlichen Breite des Gewässerraumes bei Fliessgewässern bildet die natürliche Gerinnesohlenbreite (nGSB). Um diese ermitteln zu können, muss zunächst die aktuelle Gerinnesohlenbreite (aGSB) am Gewässer gemessen werden.

In einem zweiten Schritt ist die Breitenvariabilität des Fliessgewässers festzustellen. Ein naturnahes Gewässer weist eine ausgeprägte Breitenvariabilität der Gerinnesohle auf, verbaute und damit „kanalisierte“ Fliessgewässer weisen hingegen eine eingeschränkte oder fehlende Breitenvariabilität auf. Um die natürliche Gerinnesohlenbreite zu bestimmen, ist je nach festgestellter Breitenvariabilität des Fliessgewässers die aktuelle Gerinnesohlenbreite mit einem Korrekturfaktor zu multiplizieren:
Breitenvariabilität ausgeprägt: unverbautes Gewässer mit wechselhafter Sohlenbreite

Korrekturfaktor 1.0

Natürliche Gerinnesohlenbreite = aktuelle Gerinnesohlenbreite

Breitenvariabilität eingeschränkt: teilweise begradigtes Ufer, punktuell verbaut

Korrekturfaktor 1.5

Natürliche Gerinnesohlenbreite = aktuelle Gerinnesohlenbreite x 1.5

Breitenvariabilität fehlend: kanalisiert, künstlich begradigt bis vollständig verbaut

Korrekturfaktor 2.0

Natürliche Gerinnesohlenbreite = aktuelle Gerinnesohlenbreite x 2.0

Die so ermittelte Gerinnesohlenbreite bildet die Grundlage für die Berechnung der minimalen Breite des Gewässerraumes für Fliessgewässer gemäss den Vorgaben von Art. 41a GSchV.

Dabei ist zu unterscheiden, ob die Fliessgewässer in Gebieten mit gewässerbezogenen Schutzzielen liegen oder nicht (Art. 41a Abs. 1 und 2 GSchV). Als Gebiete mit gewässerbezogenen Schutzzielen gelten im Kanton Thurgau vorab die in Ziff. 2.4. des Kantonalen Richtplans (KRP) aufgeführten Gebiete, namentlich die Wasser- und Zugvogelreservate von internationaler Bedeutung, die Flach- und Hochmoore von nationaler Bedeutung, die Amphibien-Laichplätze von nationaler Bedeutung und die Auengebiete von nationaler Bedeutung.
Fliessgewässer in Gebieten mit gewässerbezogenen Schutzzielen (Art. 41a Abs. 1 GSchV)

Natürliche Gerinnesohlenbreite


Breite Gewässerraum

< 1 m






11 m

≥ 1 m bis 5 m





6 x nGSB + 5 m

> 5 m






nGSB + 30 m

In übrigen Gebieten (Art. 41a Abs. 2 GSchV) 
Natürliche Gerinnesohlenbreite


Breite Gewässerraum

< 2 m






11 m

≥ 2 m bis 15 m




2.5 x nGSB + 7 m
> 15 m






kantonale Vorgabe (siehe unten)
Für Fliessgewässer, die nicht in einem Gebiet mit gewässerbezogenen Schutzzielen im Sinne von Art. 41a Abs. 1 GSchV, sondern in einem übrigen Gebiet gemäss Art. 41a Abs. 2 GSchV liegen, gibt die Gewässerschutzverordnung des Bundes die minimale Breite des Gewässerraumes nur bis zu einer natürlichen Gerinnesohlenbreite von 15 m vor. Bei grösseren Fliessgewässern mit einer natürlichen Gerinnesohlenbreite von über 15 m müssen die Kantone den Gewässerraum im Einzelfall unter Berücksichtigung der Sicherung der natürlichen Funktionen der Gewässer, des Schutzes vor Hochwasser und der Gewässernutzung festlegen (vgl. erläuternder Bericht des BAFU zur Änderung der GSchV vom 20. April 2010). Das DBU orientiert sich bei der minimalen Breite des Gewässerraumes mit einer natürlichen Gerinnesohlenbreite von über 15 m an der Schlüsselkurve gemäss dem Leitbild Fliessgewässer Schweiz des BUWAL/BWG (2003). Ab einer natürlichen Gerinnesohlenbreite von 15 m beträgt die einseitige Uferbreite gemäss der anzuwendenden „Raumbedarfskurve minimal“ mindestens 15 m. Somit weisen die Fliessgewässer mit einer natürlichen Gerinnesohlenbreite von über 15 m in Gebieten ohne gewässerbezogene Schutzziele gemäss den Vorgaben der Schlüsselkurve einen Gewässerraum von mindestens 45 m aus.
Im Kanton Thurgau weisen aufgrund einer summarischen Prüfung die nachfolgenden Fliessgewässer eine natürliche Gerinnesohlenbreite von über 15 m auf: Rhein und Seerhein, Thur und Sitter, Goldach, Murg (grösstenteils) sowie Aach bei Romanshorn/Salmsach (im untersten Abschnitt).
B. Berechnung des Gewässerraumes bei stehenden Gewässern

Bei stehenden Gewässern bemisst sich der Gewässerraum ab der Uferlinie und muss mindestens 15 m betragen. Als Uferlinie gilt die Begrenzungslinie eines Gewässers und entspricht im Kanton Thurgau beim Bodensee und Untersee dem Hochwasserprofil. Dieses liegt gemäss § 7 der Verordnung des Regierungsrates zum Gesetz über den Wasserbau (WBV; RB 721.11) am Bodensee auf 397.10 m und am Untersee auf 396.80 m. Beim Bodensee und Untersee wird aufgrund der Bedeutung dieser Gewässer analog der heutigen Regelung betreffend Gewässerabstand der Gewässerraum grundsätzlich 30 m betragen (vgl. § 76 PBG), wobei sich in den dicht überbauten Gebieten (vgl. auch Ausführungen unter Ziff. VI.C.), bspw. im Kern von Berlingen, Steckborn oder Ermatingen sich der Gewässerraum aller Voraussicht nach an den bestehenden Baulinien orientieren wird.
Bei den übrigen Seen ist die massgebende Uferlinie noch individuell zu bestimmen. Beim Bund sind gegenwärtig Arbeiten für eine Vollzugshilfe im Gange, welche die Definition der Uferlinie zum Inhalt hat. Deren Erkenntnisse sind abzuwarten. Es gilt allerdings vorauszuschicken, dass sämtliche grösseren Seen und Weiher im Kanton Thurgau, mit Ausnahme von Bodensee und Untersee, wie bspw. im Seebachtal oder der Bichelsee in aller Regel in einer entsprechenden Schutzzone (bspw. Naturschutzzone) liegen, so dass der Gewässerraum dort bereits zum jetzigen Zeitpunkt als gesichert betrachtet werden kann. Es kann deshalb davon ausgegangen werden, dass in jenen Fällen der Gewässerraum mit der entsprechenden Zonengrenze zusammenfallen wird.
C. Erhöhung der Breite des Gewässerraumes aus besonderen Gründen

Die Vorgaben zur Breite des Gewässerraumes gemäss Art. 41a Abs. 1 und 2 sowie Art. 41b Abs. 1 GSchV bezeichnen die minimale Breite des Gewässerraumes, die grundsätzlich nicht unterschritten werden darf. Daneben sieht die GSchV zwingende Gründe für eine Erhöhung der Breite des Gewässerraumes vor, die bei der Nutzungsplanung berücksichtigt werden müssen. Gemäss Art. 41a Abs. 3 und Art. 41 b Abs. 2 GSchV muss die Breite des Gewässerraumes erhöht werden, wenn dies erforderlich ist zur Gewährleistung des Hochwasserschutzes, des für eine Revitalisierung erforderlichen Raumes, der Schutzziele von Objekten nach Art. 41a Abs. 1 GSchV oder anderer überwiegender Interessen des Natur- und Landschaftsschutzes (z.B. Schutz der Ufervegetation) oder einer Gewässernutzung. In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass der Hochwasserschutz zu einem wesentlichen Teil durch den Unterhalt des Gewässers sichergestellt werden kann. Aus diesem Grunde muss die Breite des Gewässerraumes so bemessen sein, dass die Zugänglichkeit des Gewässers zur Vornahme der erforderlichen Unterhaltsmassnahmen möglich ist. 
IV. Umsetzung des Gewässerraumes in der Nutzungsplanung
A. Grundsatz

Gemäss Art. 36a GSchG sorgen die Kantone dafür, dass der Gewässerraum bei der Richt- und Nutzungsplanung berücksichtigt wird. Die Nutzungsplanung ist im Kanton Thurgau Sache der Gemeinden. Entsprechend soll auch der Gewässerraum im Rahmen der Nutzungsplanung durch die Gemeinden grundeigentümerverbindlich festgelegt werden.

Der Gewässerraum ist mindestens für die in der Landeskarte 1:25‘000 (Stand 2010) eingetragenen Gewässer auszuscheiden. Es steht den Gemeinden aber frei, den Gewässerraum auch für weitere Gewässer festzulegen. Bei eingedolten Bächen kann auf die Festlegung von Gewässerraumlinien grundsätzlich verzichtet werden (vgl. auch Ausführungen unter Ziff. IV.C).
Dem Grundsatz der Rechtsgleichheit entsprechend und zur Verhinderung von stofflichen Einträgen ist bei kleineren Gewässerraumbreiten der Gewässerraum so festzulegen, dass dieser auf beiden Uferseiten gleich viel Land beansprucht. Das Gerinne wird also in der Regel in der Mitte des Gewässerraumkorridors liegen, wodurch beide Uferseiten gleichermassen mit den daraus resultierenden Nutzungsbeschränkungen belastet werden. Als kleinere Gewässerraumbreiten gelten in der Regel solche mit einer Breite von < 20 m. Von diesem Grundsatz kann in der Nutzungsplanung abgewichen werden, wenn die tatsächlichen oder die rechtlichen Verhältnisse entlang des Gewässers eine andere Festlegung des Gewässerraumkorridors rechtfertigen (insbesondere aus Sicht des Hochwasserschutzes, aus topographischen Gründen oder wenn die beiden Uferseiten nicht gleich genutzt werden).
Es ist an dieser Stelle festzuhalten, dass der Umstand, dass der eine Uferstreifen sich im Baugebiet und der andere Uferstreifen im Landwirtschaftsgebiet befindet, nicht automatisch dazu führen darf, dass der Gewässerraum einseitig zu Lasten des Landwirtschaftsgebietes verschoben wird. Der Grundsatz, wonach die aus dem Gewässerraum resultierenden Nutzungsbeschränkungen bei kleineren Gewässerraumbreiten grundsätzlich gleichermassen verteilt werden, gilt mit anderen Worten auch zu Gunsten des Landwirtschaftsgebietes.
Bei der Festlegung des Gewässerraumes sind die unterschiedlichen Interessen entlang des Gewässers zu berücksichtigen. Der Gewässerraum soll deshalb nicht parzellen- oder abschnittsweise, sondern vielmehr auf einmal über eine möglichst lange Gewässerstrecke festgelegt werden. Für die Gemeinden bedeutet dies, dass der Gewässerraum grundsätzlich in einem einzigen Nutzungsplanverfahren für das gesamte Gemeindegebiet oder doch zumindest für den ganzen Gewässerlauf in der Gemeinde festgelegt werden sollte. Besonders zu beachten ist dabei die Koordination mit den Nachbargemeinden, v.a. bei grenzüberschreitenden Gewässern, damit auch hier der Gewässerraum sinnvoll und abgestimmt ausgeschieden wird.

B. Raumplanerische Festlegung des Gewässerraumes

Die raumplanerische Festlegung des Gewässerraumes in der Nutzungsplanung erfolgt mittels Gewässerraumlinien (Gewässerraumlinienplan). Bei allfälligen Neueinzonungen entlang von Gewässern ist zu beachten, dass die Einzonung nur bis zum Gewässerraum erfolgt, der Gewässerraum mit anderen Worten in einer Zone des Nichtbaugebietes verbleibt.
Die Umsetzung des Gewässerraumes erfolgt in einem ordentlichen Nutzungsplanverfahren durch die Gemeinden. Es steht den Gemeinden frei, ob sie zu diesem Zweck eine Teilrevision vornehmen wollen, oder ob sie eine Gesamtrevision mit der Festlegung des Gewässerraumes verbinden wollen. In Anbetracht der ohnehin anstehenden Anpassungen als Folge der Revision von PBG und Bundesgesetz über die Raumplanung (RPG; SR 700) sowie der Überführung der Naturgefahrenkarten wird eine Gesamtrevision empfohlen.

C. Verzicht auf die Festlegung des Gewässerraumes

Gemäss Art. 41a Abs. 5 sowie Art. 41b Abs. 4 GSchV kann in bestimmten Fällen auf die Festlegung des Gewässerraumes verzichtet werden, soweit keine überwiegenden Interessen entgegenstehen. Überwiegende Interessen, die eine Festlegung des Gewässerraumes erfordern, sind namentlich Interessen des Hochwasserschutzes oder des Naturschutzes. Damit soll der Aufwand für die Festlegung des Gewässerraumes begrenzt und auf jene Gewässer konzentriert werden, bei denen Konflikte zwischen Schutz und Nutzung wahrscheinlich sind. Es handelt sich hierbei namentlich um folgende Fälle:

•
Gewässer, welche sich im Wald befinden (Art. 41a Abs. 5 lit. a Satz 1 sowie Art. 41b Abs. 4 lit. a Satz 1 GSchV)
Einschränkend gilt allerdings zu beachten, dass in jenen Fällen, wo sich das Gewässer am Rand des Waldes befindet oder der Gewässerraum ausserhalb des Waldes zu liegen kommt, auf die Festlegung des Gewässerraumes nicht verzichtet werden kann.
•
Das Fliessgewässer ist eingedolt (Art. 41a Abs. 5 lit. b GSchV)
Ausnahmsweise kann jedoch auch bei eingedolten Gewässern die Festlegung des Gewässerraumes angezeigt sein, namentlich wenn das eingedolte Gewässer dereinst ausgedolt werden soll. Der Verzicht auf die Festlegung des Gewässerraumes bei eingedolten Gewässern ändert nichts am grundsätzlichen Verbot von Eindolungen und Überdeckungen und den Voraussetzungen, unter denen solche ausnahmsweise bewilligt werden können (Art. 38 GSchG).

•
Das stehende Gewässer weist eine Wasserfläche von weniger als 0.5 ha auf (Art. 41b. Abs. 4 lit. b GSchV)
Bei kleinen stehenden Gewässern mit einer Wasserfläche von weniger als 0.5 ha ist in der Regel auf die Festlegung eines Gewässerraumes zu verzichten.
•
Das Gewässer ist künstlich angelegt (Art. 41a Abs. 5 lit. c sowie 41 Abs. 4 lit. c GSchV)
Die kantonale Gesetzgebung, namentlich das Wasserbaugesetz (WBG; RB 721.1) sowie das Wassernutzungsgesetz (WNG; RB 721.8) unterscheidet nicht zwischen künstlich angelegten und natürlichen Gewässern. Lediglich Entwässerungsanlagen sind vom Gewässerbegriff ausgenommen. Des Weiteren gilt es zu beachten, dass auch künstlich angelegte Bäche und Weiher (bspw. Binnenkanäle, ehem. Kraftwerkskanäle, Fischweiher, Mühleweiher etc.) Teil eines Gewässersystems sind. Aus diesen Gründen kann bei künstlich angelegten Gewässern nur nach einer sorgfältigen Abklärung der ökologischen Bedeutung derselben auf die Festlegung des Gewässerraumes verzichtet werden.
Für den Fall, dass auf die Festlegung des Gewässerraumes verzichtet wird, bleiben die Vorschriften des PBG bzw. der PBV vorbehalten. Dies bedeutet, dass beispielsweise bei eingedolten Bächen, bei welchen in der Regel auf die Festlegung des Gewässerraumes verzichtet werden kann, gestützt auf § 76 Abs. 1 PBG bzw. § 44 Abs. 5 PBV ein Mindestabstand von 15 m (Durchmesser > 0.5 m) bzw. 5 m (Durchmesser < 0.5 m) für Bauten und Anlagen einzuhalten ist oder eine Ausnahmebewilligung nach § 93 PBG erforderlich ist.
V. Extensive Gestaltung und Bewirtschaftung des Gewässerraumes

A. Bauten und Anlagen

Neue Anlagen dürfen im Gewässerraum grundsätzlich nur erstellt werden, wenn sie standortgebunden sind und im öffentlichen Interesse liegen (Art. 41c Abs. 1 GSchV). Als standortgebunden gelten Anlagen, die aufgrund ihres Bestimmungszwecks oder aufgrund der standörtlichen Verhältnisse nicht ausserhalb des Gewässerraumes angelegt werden können. Das Gesetz nennt als Beispiele Fuss- und Wanderwege, Flusskraftwerke oder Brücken. Als Anlagen im Sinne von Art. 41c GSchV gelten Anlagen gemäss Art. 7 Abs. 7 Satz 1 des Umweltschutzgesetzes (USG; SR 814.01), d.h. Bauten, Verkehrswege und andere ortsfeste Einrichtungen sowie Terrainveränderungen.
Rechtmässig erstellte und bestimmungsgemäss nutzbare Anlagen im Gewässerraum sind in ihrem Bestand grundsätzlich geschützt (Art. 41c Abs. 2 GSchV). Die Frage, inwieweit bestehende Anlagen im Rahmen der Bestandesgarantie baulich verändert oder umgenutzt werden dürfen, richtet sich ausserhalb der Bauzone nach Art. 24 ff. des Raumplanungsgesetzes (RPG; SR 700) und innerhalb der Bauzonen nach kantonalem Recht (§ 94 PBG).
B. Bewirtschaftung

Im Gewässerraum dürfen keine Dünger und Pflanzenschutzmittel ausgebracht werden (Art. 41c Abs. 3 GSchV). Einzelstockbehandlungen von Problempflanzen sind ausserhalb eines 3 m breiten Streifens entlang des Gewässers zulässig, sofern diese nicht mit einem angemessenen Aufwand mechanisch bekämpft werden können.

Der Gewässerraum darf landwirtschaftlich genutzt werden, sofern er gemäss den Anforderungen der Direktzahlungsverordnung (DZV; SR 910.13) an die ökologischen Ausgleichsflächen als Streuefläche, Hecke, Feldgehölze und Uferbestockungen, extensiv genutzte Wiese oder extensiv genutzte Weide bewirtschaftet wird. Die Anforderungen gelten auch für die Bewirtschaftung von Flächen ausserhalb der landwirtschaftlichen Nutzflächen (Art. 41c Abs. 4 GSchV). Der Gewässerraum darf sodann auch forstwirtschaftlich genutzt werden, sofern er gemäss der Waldgesetzgebung naturnah bewirtschaftet wird und soweit bei Gewässern im Wald nicht auf die Festlegung des Gewässerraumes verzichtet werden kann (vgl. auch Ausführungen unter Ziff. IV.C).
Die vorgenannten Vorschriften über die Bewirtschaftung gelten nicht für einen allfällig festgelegten Gewässerraum bei eingedolten Gewässern (Art. 41c Abs. 6 GSchV).
An dieser Stelle ist darauf hinzuweisen, dass nebst der GSchV weitere Bestimmungen des eidgenössischen Rechts Vorschriften über die Bewirtschaftung entlang von Gewässern enthalten. So ist insbesondere gestützt auf die DZV und Chemikalien-Risikoreduktions-Verordnung (ChemRRV; SR 814.81) entlang von Oberflächengewässern ein 6 m breiter Pufferstreifen anzulegen. Auf den ersten 3 m (landseitig betrachtet) dürfen keine Pflanzenschutzmittel (PSM) ausgebracht werden. Auf den anschliessenden zweiten 3 m dürfen zudem keine Dünger ausgebracht werden und Unkräuter dürfen nur einzelstockweise bekämpft werden, sofern dies mit anderen Massnahmen, wie regelmässigem Mähen, nicht möglich ist. Für den Biolandbau gilt diese Ausnahme nicht. Aus diesen Ausführungen folgt, dass der Gewässerraum gemäss GSchV bei kleineren Fliessgewässern (≤2 m, betrifft 50% der Schweizer Fliessgewässer) die mögliche Bewirtschaftung kaum verändert. Dies deshalb, weil die DZV und die ChemRRV seit längerer Zeit die Bewirtschaftung entlang der Gewässer einschränken.

   Fliessgewässer (≤2 m)
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Für eine mittelfristige Harmonisierung der Bewirtschaftungsvorschriften gemäss DZV, ChemRRV und GSchV entlang der Gewässer wurde vom Bund eine Arbeitsgruppe eingesetzt. Allfällige Angleichungen sollen im Paket der Verordnungsänderungen zur Agrarpolitik 2014-2017 gemacht werden. Im Rahmen der Weiterentwicklung des Direktzahlungssystems WDZ soll ein neuer öAF-Typ Uferbereich entstehen. Des Weiteren ist im Zusammenhang mit der Bewirtschaftung auf das Merkblatt des Bundesamtes für Umwelt (BAFU) in Zusammenarbeit mit den Kantonen für den Bereich der Landwirtschaft zu verweisen. Dieses liegt jedoch in einer definitiven Fassung derzeit noch nicht vor, sodass auf weitere Ausführungen zum Thema Gewässerraum und Landwirtschaft in diesem Bericht zu verzichten ist. Es ist allerdings darauf hinzuweisen, dass für die Umsetzung im Kanton Thurgau auch für den Bereich der Landwirtschaft die Einsetzung einer Arbeitsgruppe geplant ist, wo Betroffene und Interessierte zur gegebenen Zeit zur Mitarbeit eingeladen werden.
C. Massnahmen gegen die natürliche Erosion der Ufer

Da sich das Gewässer im Gewässerraum dynamisch entwickeln soll, ist die natürliche Erosion des Ufers grundsätzlich zu tolerieren. Massnahmen gegen die natürliche Erosion der Ufer der Gewässer sind gemäss Art. 41c Abs. 5 GSchV nur zulässig, soweit dies für den Schutz vor Hochwasser oder zur Verhinderung eines unverhältnismässigen Verlustes an landwirtschaftlicher Nutzfläche erforderlich ist. Im Kanton Thurgau findet an den Fliessgewässern eine verhältnismässig geringe Erosion statt. Vor diesem Hintergrund werden zu diesem Problem keine allgemeinen Grundsätze definiert. Vielmehr ist von Fall zu Fall zu unterscheiden, wann von einem unverhältnismässigen Verlust auszugehen ist. Sinnvollerweise sind Massnahmen aber in jedem Fall einzuleiten, wenn aufgrund der Erosion an einem Ufer der Abstand zwischen Gerinnesohle und Gewässerraumlinie nunmehr 3 m beträgt (Streifen für ein Verbot zur Ausbringung von Dünger, vgl. auch Ausführungen unter Ziff. V.B.). Bei den stehenden Gewässern findet weniger Erosion statt. Die Frage nach Massnahmen gegen die natürliche Erosion der Ufer stellt sich hier somit nicht.
Für die Thur muss eine Regelung, wie mit der natürlichen Erosion umgegangen werden soll bzw. ab welchem Zeitpunkt Massnahmen gegen die natürliche Erosion ergriffen werden sollen (Interventionslinie), noch gefunden werden. Bei der Auslegung des Begriffs „unverhältnismässig“ im Zusammenhang mit dem Verlust von landwirtschaftlicher Nutzfläche muss dabei insbesondere der eingespielten Nutzung des Vorlandes Rechnung getragen werden.
D. Fruchtfolgeflächen im Gewässerraum

Der Gewässerraum gilt gemäss Art. 36a Abs. 3 GSchG nicht als Fruchtfolgefläche (FFF) und für einen Verlust an Fruchtfolgeflächen ist nach Vorgaben des Bundes zum Sachplan FFF Ersatz zu leisten. In einem Schreiben vom 4. Mai 2011 hat das Bundesamt für Raumentwicklung ARE diese Bestimmung näher ausgelegt und festgehalten, wie die im Gewässerraum liegenden Fruchtfolgeflächen behandelt werden:
•
Die Gewässerräume werden gemäss den vorgenannten Grundsätzen ausgeschieden. Die Flächen im Gewässerraum dürfen nur extensiv bewirtschaftet werden. Die ackerfähigen Böden können somit nicht mehr im Rahmen einer Fruchtfolge bewirtschaftet werden.

•
Es sind nur die effektiven Verluste von Böden mit FFF-Qualität, d.h. Verlust der Bodenfruchtbarkeit, zerstörter Boden durch Erosion oder konkrete Revitalisierungsprojekte zu kompensieren.
•
Die Kantone weisen diejenigen Böden, die sich im Gewässerraum befinden und die weiterhin FFF-Qualität haben, separat aus. Diese Böden können, als Potential, weiterhin zum Kontingent gezählt werden, erhalten aber einen besonderen Status. Im Krisenfall sind gemäss dem jeweiligen Notfallbeschluss die Böden im Gewässerraum mit FFF-Qualität als letzte und nur im äussersten Notfall zur (vorübergehenden) intensiven Bewirtschaftung beizuziehen.

•
Flächen im Gewässerraum, die weiterhin FFF-Qualität haben und damit als Potential zum Kontingent gezählt werden können, dürfen nicht speziell vor der natürlichen Erosion geschützt werden (vgl. auch Ausführungen unter Ziff. V.C.).
•
Als Kompensation der im Gewässerraum effektiv eingetretenen Verluste an FFF können die Kantone Gebiete bezeichnen, wo Gebiete aufgewertet werden sollen. Um als potenzielle Ersatzflächen gelten zu können, muss sichergestellt sein, dass diese Gebiete innerhalb von zehn Jahren nach deren Bezeichnung durch entsprechende Massnahmen FFF-Qualität erreichen.

VI. Gewässerraum im Siedlungsgebiet

A. Ausgangslage

Abweichend von den minimalen Breiten sieht die GSchV vor, dass die Kantone die Breite des Gewässerraumes in dicht überbauten Gebieten den baulichen Gegebenheiten anpassen können, soweit der Schutz vor Hochwasser gewährleistet ist (Art. 41a Abs. 4 und Art. 41b Abs. 3 GSchV). Weiter kann die Behörde abweichend vom grundsätzlichen Verbot von nicht standortgebundenen und nicht im öffentlichen Interesse liegenden Anlagen in dicht überbauten Gebieten zonenkonforme Anlagen ausnahmsweise bewilligen, soweit keine überwiegenden Interessen entgegenstehen (Art. 41c Abs. 1 GSchV).

Der Begriff „dicht überbaut“ ist somit in zwei Fällen zu beachten:

Bei der Ausscheidung des Gewässerraumes

In dicht überbauten Gebieten kann der Gewässerraum den baulichen Gegebenheiten angepasst werden, soweit der Schutz vor Hochwasser gewährleistet ist.

Bei der Nutzung des Gewässerraumes

In dicht überbauten Gebieten kann die Behörde für zonenkonforme Anlagen Ausnahmen bewilligen, soweit keine überwiegenden Interessen entgegenstehen.
Es ist in diesem Zusammenhang auf das diesem Bericht beiliegende Merkblatt der Bundesämter für Raumentwicklung (ARE) und Umwelt (BAFU) in Zusammenarbeit mit den Kantonen vom 18. Januar 2013 zum Thema Gewässerraum im Siedlungsgebiet zu verweisen.
B. Spielraum der Kantone und Abgrenzung zum Raumplanungsrecht

Beim Begriff „dicht überbautes Gebiet“ handelt es sich um einen unbestimmten Rechtsbegriff. Dessen Inhalt ist durch Auslegung zu ermitteln. Ob ein Gebiet dicht überbaut ist, ist im Einzelfall anhand von verschiedenen Kriterien zu bestimmen. Dabei verbleibt den Kantonen ein Spielraum. Bei der Festlegung der Kriterien gilt es den Sinn und Zweck der Ausnahmeregelungen im dicht überbauten Gebiet vor Augen zu behalten: Siedlungsgebiete sollen verdichtet und Baulücken genutzt werden können. Die Siedlungsentwicklung nach innen soll somit nicht verhindert werden.

Der Begriff „dicht überbaut“ ist vom im Raumplanungsrecht verwendeten Begriff „weitgehend überbaut“ abzugrenzen. Der Begriff des weitgehend überbauten Landes nach Art. 15 lit. a und Art. 36 Abs. 3 RPG umfasst das weitgehend überbaute Land, im Wesentlichen den geschlossenen Siedlungsbereich und eigentliche Baulücken innerhalb dieses Bereiches. Der Begriff dient im Raumplanungsrecht der Ausscheidung von Bauzonen. Beim Begriff „weitgehend überbautes Gebiet“ nach dem RPG liegt der Fokus auf dem Siedlungsgebiet als Ganzes; beim Begriff „dicht überbautes Gebiet“ gemäss GSchV hingegen auf dem Land entlang der Gewässer.

C. Kriterien für die Bestimmung der „dicht überbauten Gebiete“

Mit der Entscheidung, ob ein Gebiet als dicht überbaut gilt, ist die Frage noch nicht geprüft, ob eine Ausnahme von den Mindestbreiten des Gewässerraumes oder vom grundsätzlichen Bauverbot im Einzelfall tatsächlich zugelassen werden kann. Dazu muss in einem zweiten Schritt insbesondere geprüft werden, ob der Schutz vor Hochwasser bei Gewährung einer Ausnahme gegeben ist. Die Gewährleistung des Hochwasserschutzes beinhaltet dabei auch die Gewährleistung der Zugänglichkeit für den Unterhalt.
1. Grundstücksbezogene Kriterien:

•
Die Grundstücke in der Umgebung sind baulich weitgehend ausgenützt


Die „Umgebung“ lässt sich entweder logisch abgrenzen (Begrenzung durch Strassen, Brücken, Geleisanlagen, Topographie, Bebauungsmuster o.ä.) oder bezieht sich auf ein funktional zusammenhängendes Gebiet.
•
In der Umgebung des zur Bebauung geplanten Grundstücks stehen bereits viele Bauten und Anlagen im betreffenden Uferstreifen bzw. Gewässerraum

Gebiete, in denen sich im massgebenden Gewässerraum keine oder nur einzelne Bauten und Anlagen befinden (weniger als 50% befestigte Strukturen im Gewässerraum der „Umgebung“), gelten in der Regel nicht als dicht überbaut. Als Referenzbauten bzw. -anlagen gelten nur solche, die rechtmässig erstellt worden sind oder Bestandesgarantie geniessen. Widerrechtlich erstellte Bauten sind davon grundsätzlich ausgenommen.
•
Das Grundstück liegt in einer Bauzone mit hoher Ausnützung

Als Bauzonen mit einer hohen Ausnützung gelten in erster Linie Kern- oder Zentrumszonen sowie Dorfzonen und erfassen somit Ortsteile mit einer zentrumsbildenden Funktion. Der Begriff „dicht überbaut“ beschränkt sich jedoch nicht auf städtische Verhältnisse oder Zentrumslagen. Auch Wohnzonen sowie Gewerbe- und Industriezonen können als dicht überbaute Gebiete gelten. Als Anhaltspunkt für die Bejahung der hohen Ausnützung gilt eine Ausnützungsziffer von 0.5.
•
Das Grundstück ist für eine bauliche Verdichtung prädestiniert oder die Verdichtung am vorgesehenen Ort entspricht einer planerisch erwünschten Siedlungsentwicklung

Die erwünschte Siedlungsentwicklung basiert auf einem übergeordneten raumplanerischen Konzept (bspw. kantonaler oder kommunaler Richtplan).
•
Das zur Bebauung geplante Grundstück bildet eine Baulücke
Baulücken sind einzelne unüberbaute Parzellen, die unmittelbar an das überbaute Land angrenzen, in der Regel bereits erschlossen sind und eine relativ geringe Fläche aufweisen. Die Nutzung der Baulücke wird vorwiegend von der sie umgebenden Überbauung geprägt. Das unüberbaute Land muss also zum geschlossenen Siedlungsbereich gehören (vgl. BGE 121 II 417 E. 5a S. 424; Urteil 1A.159/2001 vom 16. April 2002, E. 2.1, publ. in: ZBl 103/2002 S. 658, je mit Hinweisen). In der jüngeren Rechtsprechung hat das Bundesgericht eine Unterscheidung zwischen dem Begriff der Baulücke und demjenigen der grösseren unüberbauten Fläche im Siedlungsgebiet vorgenommen. Letztere können der Auflockerung der Siedlungsstrukturen, der Erhöhung der Wohnqualität durch Grünflächen sowie der Schaffung von Freizeitbereichen dienen. Eine derartige freie Fläche wird nicht von der sie umgebenden Überbauung geprägt, sondern weist eine eigenständige Funktion auf (Urteil 1A.72/2003 vom 4. November 2003, E. 4.1.1, publ. in: ZBl 106/2005 S. 661; Urteil 1A.21/2004 vom 24. August 2004, E. 3.7.1). Die Siedlungsqualität einer unüberbauten Fläche wird von der sie umgebenden Überbauung umso weniger beeinflusst, je grösser sie ist. Das Bundesgericht hat das Vorliegen einer Baulücke aus quantitativen Gründen bei Flächen von 1,4 ha, 2,3 ha, 5,5 ha und 12 ha verneint. Zugleich hat es darauf hingewiesen, dass sich die Frage nach dem Vorliegen einer Baulücke nicht nach rein quantitativen Kriterien beurteile. Es seien durchaus Fälle denkbar, in denen Bauten wegen ihrer Grösse oder der Art ihrer Nutzung auf ihre Umgebung einen besonders prägenden Einfluss ausübten und die planerische Festlegung einer grösseren Fläche weitgehend bestimmen würden (erwähntes Urteil 1A.72/2003, E. 4.1.2 mit Hinweis).

•
Das Grundstück bildet einen bedeutenden, siedlungsinternen Grün- bzw. Freiraum

Zu bedeutenden siedlungsinternen Grün- bzw. Freiräumen gehören bspw. Parkanlagen, bedeutende Erholungsräume oder wenig überbaute Flächen, welche als Spiel- oder Begegnungsräume für die örtliche Bevölkerung wichtig sind und auch als solche genutzt werden sollen (im Gegensatz zur extensiven Gestaltung und Bewirtschaftung des Gewässerraumes gemäss der Vorgabe von Art. 41c GSchV).
2. Gewässerbezogene Kriterien:

•
Eine Revitalisierung des Gewässerabschnittes ist langfristig unverhältnismässig
Als langfristig unverhältnismässig erweist sich eine Revitalisierung, wenn bspw. hierfür zu viel Land beansprucht wird, bestehende Infrastrukturen davon übermässig betroffen werden oder generell das Kosten- Nutzenverhältnis als ungünstig zu betrachten ist.

3. Sonderfall Sondernutzungsplan:

Im Rahmen einer Sondernutzungsplanung können nicht oder nur vereinzelt bebaute Gebiete unter folgenden Voraussetzungen ausnahmsweise als dicht überbaute Gebiete gelten:

•
der Planung liegt ein übergeordnetes Konzept zu Grunde (Planungsverfahren nach RPG)
•
es werden Lösungen zu einer möglichst grossen Schonung bzw. Integration des Gewässers in die Nutzung gesucht

VII. Vorgehen bei Bauvorhaben im Gewässerraum

Die Erteilung von Baubewilligungen für Bauten und Anlagen innerhalb des Gewässerraumes liegt im Zuständigkeitsbereich der Gemeinden und zwar unabhängig davon, ob sich das Bauvorhaben innerhalb oder ausserhalb der Bauzone befindet. Ausserhalb der Bauzone entscheidet überdies das Amt für Raumplanung zur Frage, ob das Bauvorhaben zonenkonform ist oder ob eine Ausnahmebewilligung nach Art. 24 ff. RPG erteilt werden kann (§ 53 Abs. 3 PBV).

Gemäss PBG bedarf die Unterschreitung des Gewässerabstandes der Zustimmung des Kantons. Zuständig ist das Amt für Umwelt (§ 93 PBG i.V.m. § 44 Abs. 6 PBV). Diese Praxis wird beibehalten. Aus diesem Grunde ist für die Erteilung einer Ausnahmebewilligung innerhalb des Gewässerraumes (auch für Ausnahmen in dicht überbauten Gebieten im Sinne von Art. 41c Abs. 1 Satz 2 GSchV, vgl. auch Ausführungen unter Ziff. VI.) die Zustimmung des Amtes für Umwelt erforderlich. Die entsprechenden gesetzlichen Anpassungen erfolgen im Zuge der Revision des WBG.

Keine Änderung erfährt die Zuständigkeit zur Erteilung von Baubewilligungen für Bauten und Anlagen, die sich innerhalb des Hochwasserprofils befinden. Solche Vorhaben sind unabhängig der Festlegung des Gewässerraumes wie bis anhin im Verfahren nach § 15 des Wassernutzungsgesetzes (WNG; RB 721.8) zu beurteilen. Die Zuständigkeit zur Erteilung der entsprechenden Konzession/Bewilligung liegt somit beim Kanton.

VIII. Übergangsrecht
Die GSchV sieht vor, dass der Gewässerraum bis spätestens 31. Dezember 2018 festzulegen ist. Solange der Gewässerraum nicht gemäss Art. 41a und 41b GSchV festgelegt ist, gilt für die Abstände von Bauten und Anlagen zu Gewässern die Übergangsbestimmung zur Änderung der GSchV vom 4. Mai 2011. Diese bundesrechtliche Bestimmung kommt grundsätzlich direkt zur Anwendung, d.h. geht den kantonalen Gewässerabstandsvorschriften des PBG bzw. der PBV vor, soweit letztere nicht strenger sind.
Mit Schreiben vom 12. März 2012 hat der Vizedirektor des Bundesamtes für Umwelt BAFU bestätigt, dass mit der Anwendung der Mindestabstände von Bauten und Anlagen gemäss PBG Gewässerräume resultieren, die in der überwiegenden Anzahl der Fälle die Anforderungen an den Gewässerraum gemäss Übergangsbestimmung zur Änderung der GSchV vom 4. Mai 2011 erfüllen. Grundsätzlich kann daher das PBG bis zur definitiven Festlegung des Gewässerraumes angewendet werden.

Eine Einschränkung gilt lediglich bei Fliessgewässern mit einer Sohlenbreite < 0.5 m. Dort erfüllt das PBG die Anforderungen der Übergangsbestimmung der GSchV nicht. Bei diesen Gewässern ist daher bei Baugesuchen der Gewässerraum im Einzelfall bereits definitiv gemäss den Vorgaben von Art. 41a GSchV festzulegen.
Das PBG lässt Unterschreitungen der Abstände nach einer Interessensabwägung zu. Ausnahmen werden erteilt, soweit die natürlichen Funktionen der Gewässer bzw. der Schutz vor Hochwasser gewährleistet bleibt. Unterschreitungen werden mit anderen Worten bereits gemäss der heutigen Praxis nur insoweit gewährt, als der Gewässerraum nicht beeinträchtigt wird. Damit wird sichergestellt, dass die zukünftige Umsetzung des Gewässerraumes nach Art. 41a und 41b GSchV nicht vereitelt wird. In dicht überbauten Gebieten ist eine differenzierte Betrachtung möglich, da ja dort auch das Bundesrecht Ausnahmen vom Verbot nicht standortgebundener und im öffentlichen Interesse liegender Anlagen im Gewässerraum zulässt. 
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